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Die Abgeordneten zum Nationalrat Monika Langthaler Q Freunde und 
Freundinnen haben sm 10. April 1992 unter der Nro 2818/J an 
mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Ent..,. 
scheidungskonzentration im Umweltanlaqenrecht zum Nachteil der 
Länder und Bürger/innen gerichtet, die folgenden Wortlaut hatg 

b) 

20 a) 

b) 

c) 

wie beurteilt der Bundesmini~ter für Föderalismus und 
Verwaltungsreform den Ministerialentwurf Gewerbeord= 
nungsnovelle 1992/Anlagenrechtlicher Teil aus fördera= 
listischer sicht? 
Würde der Minister einer Bestimmung wie dem § 356a Mi= 
nisterialentwurf im Ministerrat seine Zustimmung ertei= 
len? 

Wie beurteilt der Bundesminister für Föderalismus und 
Verwaltungsreform die nach wie vor beabsichtigte Novel= 
lierung des § 29 Abs. 2 AWG (Entkoppelung der gewerbe­
rechtlichen Bewilligung bestimmter Abfallentsorgungsan­
lagen von einer entsprechenden Ausweisung im Flächen­
widmungsplan)?(Wie die Tiroler Landesregierung in 
ihrer Stellungnahme zur Ge'WO~Novelle 92 ausführt 0 ver­
zichteten die Länder nur in Anbetracht dieser Flächen­
widmungs-Beachtungsregel in der Gewerbeordnung auf ihr 
Baubewilligungsrecht bei Abfall&nlagen)0 
War der Bundesminister für Föderalismus und Verwal­
tungsreform von der beabsichtigten Novellierung von 
§ 29 Ahs. 2AWG im Rahmen des Ozongesetzes informiert? 
Wenn ja, in welcher Weise hat er dazu zeitgerecht Stel­
lung bezogen? 
Würde der Minister einer derartigen Novellierung des 
§ 29 Ahs. 2 AWG, wenn sie Gegenstand einer Regierungs­
vorlage wäre, im Ministerrat seine Zustimmung erteilen? 

2756/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 6

www.parlament.gv.at



- 2 -

3. a) Wurde im Zuge der Arbeiten zur Verwaltungsreform die 
notwendige (sachliche) Vereinheitlichung des Umweltan­
lagenrechts diskutiert und welche Lösungsvorschläge 
werden Sie als Föderalismusminister einbringen und ver­
treten? 

b) Können Sie sicherstellen, daß Sie unter dem Titel der 
o'Verwal tungsvereinfachung DO keine Vorschläge unterbrei­
ten werden, die die derzeitigen Mitwirkungsrechte der 
Bürger/innen bei Verwaltungsentscheidungen reduzieren 
oder neue Regelungslücken zum Nachteil der Umwelt auf­
reißen?DD 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1. a)~ 

Im Entwurf des Bundesministeriums für wirtschaftliche Angele­
genheiten vom 21.11.1991 betreffend eine Änderung der Gewerbe­
ordnung 1973 ist zunächst eine Änderung des § 77 Abs. 1 zweiter 
Satz GewO 1973 dahingehend vorgesehen, daß bestehende Rechts­
vorschriften der Genehmigung einer Betriebsanlage dann nicht 
entgegenstehen sollen, wenn sie erst nach Einbringung des Ge­
nehmigungsantrages wirksam wurden. Durch diesen Vorschlag würde 
bewirkt, daß Änderungen auch von landesrechtlichen Planungsvor­
schriften = wie etwa von Flächenwidmungsplänen = nach Einbrin­
gung eines Antrags auf Genehmigung einer Betriebsanlage nach 
der Gewerbeordnung nicht mehr beachtlich sein sollen. 

Eine derartige Regelung ist zwar in kompetenzrechtlicher Hin­
sicht nicht bedenklich, weil der Bundesgesetzgeber grundsätz­
lich nicht verpfliChtet ist, landesrechtliehe Planungsvor­
schriften zum Bestandteil der gewerberechtlichen Genehmigungs­
voraussetzungen zu machen. Die Regelung wirft aber eine gleich­
heitsrechtliche und darüber hinaus eine rechtspolitische Pro­
blematik auf. Auf diese hat das Bundeskanzleramt-Verfassungs­
dienst, welches für mich als Bundesminister für Föderalismus 
und Verwaltungsreform auch unter dem Gesichtspunkt meines Wir­
kungsbereiches zu Gesetzesentwürfen Stellung nimmt, in seiner 
Begutachtung hingewiesen. 

Der Entwurf des Bundesministeriums für wirtschaftliche Angele­

genheiten sieht weiters die Anfügung eines Abs. 7 an § 82a 
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GewO 1973 vor, demzufolge die Gewerberechtsbehörde jenen Behör­
den, die im Fall von Störfällen bei gewerblichen Betriebsanla­
gen durch Information der Bevölkerung oder sonstige Maßnahmen 
tätig werden müssen, bestimmte Unterlagen (Sicherheitsanalyse, 
Maßnahmenplan) übermitteln soll. Diese Vorschrift ist aus föde­
ralistischer sicht zu begrüßen, weil damit auch die notwendige 
Information der betroffenen Landesbehörden bezweckt wird. 

Mit der im § 356a des Entwurfes enthaltenen Verfassungsbestim­
mung soll das Erfordernis einer baubehördlichen Genehmigung für 
Betriebsanlagen entfallen und sollen bloß die bautechnischen 
Bestimmungen der Bauordnung des jeweiligen Landes im Rahmendes 
gewerberechtlichen Genehmigungsverfahrens berücksichtigt werden. 

Mit dieser Bestimmung würde zweifellos die Baurechtskompetenz 
der Länder im Bereich der gewerberechtlichen Betriebsanlagen 
weitgehend beschränkt. 

Die vorgeschlagene Verfassungsbestimmung kann gemäß Art. 44 
Abs. 2 B-VG nur mit qualifizierter Zustimmung des Bundesrates 
(2/3-Mehrheit) beschlossen werden. Das Bundeskanzleramt-Verfas­
sungsdienst hat in seiner stellungnahme die verfassungspoliti­
sche Zweckmäßigkeit dieser Bestimmung bestritten und ihre ge­
werberechtspolitische und umweltpolitische Zweckmäßigkeit in 
Frage gestellt. 

Zu Frage 1. b): 

Die Frage wird dann zu entscheiden sein, wenn dem Ministerrat 
ein entsprechender Antrag des Bundesministers für wirtschaftli­
che Angelegenheiten vorliegt und Klarheit besteht, inwieweit 
die im Begutachtungsverfahren auch von den Bundesländern ge­
äußerten Einwände berücksichtigt wurden. 

Zu Frage 2. a): 

Zu dieser Frage kann - wie zu Frage 1. a) ausgeführt - darauf 
verwiesen werden, daß aus verfassungsrechtlicher sicht der Bun-
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desgesetzgeber nicht verpflichtet ist, landesrechtliche Pla­
nungsvorschriften zum Bestandteil der gewerberechtlichen oder 
abfallrechtlichen Genehmigungvoraussetzungen zu machen. Grund­
sätzlich bleibt aber jedenfalls die Zuständigkeit der Länder 
unberührt, unter dem Gesichtspunkt der ihnen zur Verfügung ste­
henden Kompetenzen (z.B. im Hinblick auf den Natur- und Land­
schaftsschutz) die Errichtung (auch) von Abfallbehandlungsanla­
gen einer gesetzlichen Regelung und allenfalls einer Bewilli­
gungspflicht zu unterwerfen. Dies gilt - wie der Verfassungsge­
richtshof erst jüngst in seinem Erkenntnis vom 6. März 1992, 
G 231/91, festgestellt hat - auch für die Zuständigkeit der 
Länder zur Erlassung von abfallwirtschaftsrechtlichen stand­
orteregelungen (einschließlich der Eingrenzung der Entsorgungs­
gebiete) für Abfallbehandlungsanlagen für nicht gefährliche 
Abfälle. 

Im Fall der Entkopplung der gewerberechtlichen Bewilligung be­
stimmter Abfallentsorgungsanlagen von einer entsprechenden Aus­
weisung im Flächenwidmungsplan müßten allerdings die Länder -
um ähnliche umweltpolitische Ziele zu erreichen, wie dies der­
zeit aufgrund des geltenden § 77 Abs. 1 der GewO 1973 der Fall 
ist - entsprechende landesgesetzliche Regelungen betreffend die 

Durchsetzung fachplanerischer Gesichtspunkte erlassen. Aus ab­
fallwirtschaftlicher sicht können sich derartige Regelungen nur 
auf Abfallbehandlungsanlagen für nicht gefährliche Abfälle be­
ziehen. 

Zu Frage 2. b): 

Ich war über die im Zuge der parlamentarischen Beratungen über 
die Regierungsvorlage beabsichtigte Novellierung des § 29 
Abs. 2 AWG vor der Beschlußfassung im Umweltausschuß des Natio­
nalrates nicht informiert und kann nur darauf hinweisen, daß 
diese Änderung letztlich nicht beschlossen worden ist. Darüber 
hinaus ist zu bemerken, daß der Verfassungsdienst über die Er­
gänzung des Ozongesetzes durch die in Rede stehende Novelle des 
AWG erst zwei Tage vor der Abstimmung im Plenum des Nationalra­
tes informiert wurde. 
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Zu Frage 2. cl: 
Die Beantwortung dieser hypothetischen Frage hängt von der kon­
kreten Formulierung eines allfälligen neuen Vorschlages einer 
Änderung des § 29 Abs. 2 AWG und insbesondere davon ab, auf 
welche Weise die Interessen der Länder und Gemeinden dabei be­
rücksichtigt würden. 

Zu Frage 3. a): 
Im Zuge der Arbeiten zur verwaltungsreform werden auch die all­
gemeinen Fragen der Verhandlungs- und Entscheidungskonzentra­
tion beraten. In dieser Hinsicht darf ich auf ein Referat hin­
weisen, das ich zum Thema IUEntbürokratisierung durch Verfah­
renskonzentration88 zu Beginn dieses Jahres auf einer Enquete 
des Salzburger Landtages gehalten habeo Ich habe darin nach 
einer Darstellung der vorteile einer Verfahrenskonzentration, 
die diese insbesondere für die an den Verfahren beteiligten 
Parteien und insbesondere im Fall der Gesetzwerdung des Bürger­
beteiligungsgesetzes und des Gesetzes über die Umweltverträg= 
lichkeitsprüfung für die an den Verfahren beteiligten Umwelt= 
und Initiativgruppen hätte, der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß 
es zumindest für die Verfahren, in denen eine Umweltverträg= 
lichkeitsprüfung durchzuführen ist, gelingen möge, eine Verfah­
renskonzentration in Absprache mit den Ländern vorzusehen. 

Zu Frage 3. b): 

Die Verwaltungsvereinfachung hat auch nach meiner Auffassung 
nicht den Zweck, Mitwirkungsrechte von Bürgern und Bürgerinnen 
bei Verwaltungsentscheidungen zu reduzieren oder ~egelungs­
lücken aufzureißen. Vielmehr ist es Zweck der verwaltungsre­
form, Entscheidungsabläufe rascher und einfacher und für den 
einzelnen Bürger transparenter zu gestalten, eine Zielsetzung, 
die letztlich Vorteile für alle Beteiligten bringen soll. Die­
ser Gedanke der Reform von Verwaltungsabläufen im Interesse der 
Bürger liegt auch den vorhin dargestellten Überlegungen zu 
einer Verfahrenskonzentration zugrunde. 
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Oberstes Ziel einer richtig verstandenen Verwaltungsreform muß 
es dabei sein, die in der Gesamtrechtsordnung vorhandenen Rege­
lungsmechanismen zweckmäßig aufeinander abzustimmen. 
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